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Kommunales Wahlrecht für Drittstaatsangehörige

Problem:

Rund 4,4 Millionen Bürgerinnen und Bürger aus Nicht-EU-Staaten (Drittstaatsangehörige) leben in Deutschland. Sie sind nach wie vor vom kommunalen Wahlrecht ausgeschlossen. Die Entscheidungen auf kommunaler Ebene haben in besonderer Weise Einfluss auf die Lebenssituation jedes Einwohners bzw. jeder Einwohnerin. Das Recht, auf kommunaler Ebene mitentscheiden zu können, ist daher für das Gelingen des Integrationsprozesses und für die Akzeptanz politischer Entscheidungen von besonderer Bedeutung. Wenn dauerhaft ein erheblicher Teil der Bevölkerung von der politischen Mitentscheidung ausgeschlossen wird, verlieren die demokratischen Institutionen ihre Legitimität. In einigen Kommunen sind heute schon mehr als 30 % der volljährigen Einwohner nicht wahlberechtigt.

Hintergrund:

Ende 2008 lebten in Deutschland 6,8 Millionen Ausländerinnen und Ausländer. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer betrug 18 Jahre. In einzelnen Kommunen hat 1/3 der Bevölkerung eine ausländische Staatsangehörigkeit. Das aktive und passive Wahlrecht ist auf der Ebene des Bundes und der Länder ausnahmslos an die deutsche Staatsangehörigkeit gebunden. Auf kommunaler Ebene haben auch Einwohnerinnen und Einwohner ohne deutschen Pass das aktive und passive Wahlrecht. Dies gilt allerdings nur für die rund 2,3 Millionen Bürgerinnen und Bürger aus EU Mitgliedsstaaten, nicht aber für die rund 4,4 Millionen Angehörigen sogenannter Drittstaaten. Sie sind von der gleichberechtigten Teilhabe an der politischen Willensbildung auch auf kommunaler Ebene ausgeschlossen. Dies betrifft insbesondere die rund 1,7 Millionen Bürgerinnen und Bürger aus der Türkei.

Mit seinem Urteil vom Oktober 1999 erklärte das Bundesverfassungsgericht das damalige schleswig-holsteinische Gesetz von1989, welches die Einführung des Kommunalwahlrechts für Drittstaater vorsah, als nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Das Verfassungsgericht argumentierte mit Artikel 20 Abs. 2 Satz 1 GG, demzufolge das Staatsvolk von den deutschen Staatsangehörigen und den ihnen nach Art. 116 GG gleichgestellten Personen (Spätaussiedler) gebildet wird. Damit werde für das Wahlrecht die Eigenschaft als Deutscher vorausgesetzt. Dies gelte auch für die Vertretung des Volkes in Kreisen und Gemeinden.
→
Voraussetzung für die Einführung des Kommunalen Wahlrechts auch für Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger wäre also eine Änderung des Art. 28 Absatz 3 GG. Dort wäre der Personenkreis der Bürgerinnen und Bürger, der das aktive und passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene in Anspruch nehmen kann um Ausländerinnen und Ausländer zu erweitern, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der EU haben. Dazu bedarf es einer 2/3 Mehrheit in Bundestag und Bundesrat.

Paritätische Forderungen:

Das Recht zu wählen und gewählt zu werden ist von zentraler Bedeutung für das Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gesellschaft. Der Paritätische fordert, dass zumindest das Kommunale Wahlrecht auch für Nicht-EU-Bürger mit einem längerfristigen Aufenthalt gewährleistet sein muss.

Ansprechpartner:

Der Paritätische Gesamtverband e. V.
Herr Harald Löhlein
Referent für Flüchtlingshilfe und Migrationssozialarbeit
Tel.: 030 24636-330
E-Mail: fluechtlingshilfe@paritaet.org
